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Sammlung 


/ für die : SE 
Königlichen Preußiſchen Staaten 


Ir. 10 


(Ir. 5846.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 13. April 1863., betreffend die Genehmigung der 
8 Anlage einer Eiſenbahn von Deutz reſp. Coͤln nach Soeſt. 
N 
2 uf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 8. d. M. will Ich zur Ans 
lage einer Eiſenbahn von Deutz reſp. Coͤln uͤber Muͤlheim, Bergiſch⸗Gladbach, 
Wipperfuͤrth, Ohl, Haus Rhade, Hagen und Wickede nach Soeſt, nebſt Zweig⸗ 
bahnen von Wipperfuͤrth nach Huͤckeswagen und von Wickede nach Arnsberg 
hierdurch die landesherrliche Genehmigung ertheilen, indem Ich zugleich be⸗ 
ſtimme, daß die in dem Geſetze über die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. No⸗ 
bvember 1838. ergangenen Vorſchriften über die Expropriation auf das Unter ` — : 
nehmen Anwendung finden ſollen. © : € 
Dieſer Mein Erlaß ift feiner Zeit durch die Gefeg- Sammlung zu ver⸗ 
oͤffentlichen. 


8 Berlin, den 13. April 1863. 
. Wilhelm. 


v. Bismarck-Schoͤnhauſen. v. Bodelſchwingh. v. Room. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. SS 


An das Staatsminiſterium. 
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Ausgegeben zu Berlin den 13, April 1864. 5 
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e: (Nr. 58470 Konzeſſtons⸗ und Beſtätigungs⸗ Urkunde fuͤr die GM 1⸗Sbeſter Eiſenbahngeſell⸗ 
SE ſchaft. Vom 16. November 1863. u SR 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen a, 

Nachdem ſich zur Herſtellung einer Eiſenbahn von Deutz reſp. Coͤln 
uͤber Mülheim am Rhein, Bergiſch⸗Gladbach, Wipperfuͤrth, Ohl, Haus Rhade, 
Hagen und Wickede nach Soeſt, nebſt Zweigbahnen von Wipperfuͤrth nach 
Huͤckeswagen und von Wickede nach Arnsberg eine Aktiengeſellſchaft unter der 
Firma: „Coöln⸗Soeſter Eiſenbahngeſellſchaft“ mit dem Wohnſitze in Coͤln ge⸗ 
bildet hat, wollen Wir zum Bau und Betriebe dieſer Eiſenbahn Unſere landes⸗ 
herrliche Genehmigung hierdurch ertheilen, auch das Uns vorgelegte, am 19. 
Oktober dieſes Jahres notariell vollzogene Statut hiermit landesherrlich beſtaͤ⸗ 
tigen. Zugleich beſtimmen Wir, daß die in dem Geſetze uͤber die Eiſenbahn⸗ 
Unternehmungen vom 3. November 1838. enthaltenen Vorſchriften uͤber die 
Expropriation auf dieſes Unternehmen Anwendung finden ſollen. 
Die gegenwärtige Konzeſſions- und Beſtaͤtigungs⸗Urkunde iſt nebſt dem 
Statut durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 16. November 1863. 


(I. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


Statut 


der 


Cöln⸗Soeſter Eiſenbahngeſellſchaft. 


A. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
H. 1. 


Namen und Domizil der Geſellſchaft. 


Unter Vorbehalt der landesherrlichen Genehmigung wird durch das 
gegenwaͤrtige Statut und nach Maaßgabe der Beſtimmungen des Allgemeinen 
Han⸗ 


ne 


Handelsgeſetzbuchs Artikel 207. bis 249. eine Aktiengeſellſchaft unter der Firma: 
„Coln⸗Soeſter Eiſenbahngeſellſchaft“ gegründet, welche in Cöln ihren Sitz und 
Gerichtsſtand hat. 5 , 


2 
Zweck. f 
Der Zweck der Geſellſchaft iſt die Erbauung und der Betrieb einer Eiſen⸗ 


bahn, welche, von Coͤln oder Deutz ausgehend, über Mülheim am Rhein, 


Bergiſch⸗Gladbach, Wipperfürth, Ohl bei Rönfahl, Haus Rhade, dem Volme⸗ 
thal folgend uͤber Hagen, in moͤglichſter Nähe von Menden vorbei, eventuell 
mit einer Zweigbahn dahin, und uͤber Wickede nach Soeſt zum Anſchluß an 
die Weſtphaͤliſche und Dortmund⸗Soeſter Eiſenbahn führt, ſowie der Zweig⸗ 
bahnen von Wipperfuͤrth nach Huͤckeswagen und von Wickede nach Arnsberg. 


H. 3. 
Art der Benutzung. 


Die Bahn wird fuͤr ein Doppelgeleiſe eingerichtet, jedoch vorlaͤufig nur 
mit Einem Schienenſtrange verſehen. 


H. 4. 


5 Die Geſellſchaft wird das Transportgeſchaͤft auf der Bahn auf eigene 

Rechnung betreiben. Sie kann auch mit Genehmigung des Handelsminiſters 

einer anderen Eiſenbahnverwaltung den geſammten Betrieb durch beſonderen 
Vertrag uͤberlaſſen. 

Sie iſt ferner befugt, mit anderen Eiſenbahngeſellſchaften, deren Bahnen 
in direkter Verbindung mit der ihrigen ſtehen oder angelegt werden, Vertraͤge 
wegen gegenſeitiger Benutzung zu ſchließen oder ſich bei ſolchen Eiſenbahn⸗ 
Unternehmungen zu betheiligen. 

` $ 5. 

Mit landesherrlicher Genehmigung kann die Gefellichaft Zweigbahnen 

von den nicht von der Hauptbahn beruͤhrten Orten zur Hauptbahn bauen und 


benutzen. 
Ueber die Anlage ſolcher Zweigbahnen beſchließt die Generalverſammlung. 


$. 6. ) N 
Die Geſellſchaft kann, unter Genehmigung des Koͤniglichen Handels⸗ 
miniſteriums, fuͤr ihre Rechnung, jedoch nicht mit ausſchließlichem Privilegium, 
die erforderlichen Einrichtungen zur Beſorgung der Perſonen und Güter von 
und nach den Stationsplaͤtzen herſtellen; dieſes bezieht ſich jedoch nur auf die 
dieſen Plaͤtzen nahe gelegenen Orte. 
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8 
E Bahnlinie und Bauplan. E 
Die Feſtſtellung der Bahnlinie und Genehmigung der ſpeziellen Bau⸗ 
projekte und Anſchlaͤge gebührt dem Königlichen Miniſterium für Handel, Ge — 
werbe und oͤffentliche Arbeiten, deſſen Zuſtimmung auch zu jeder Abweichung 
von dem feſtgeſtellten Bauplane erforderlich iſt. 


$. 8. 
Grundkapital. 


Das Grundkapital der Geſellſchaft beſteht in zwoͤlf Millionen Thalern 
Preußiſch Kurant oder in Einer Million achthundert tauſend Pfund Sterling 
und wird durch ſechszig tauſend auf den Inhaber (au porteur) lautende 
Aktien, jede im Betrage von 200 Thalern Preußiſch Kurant oder 30 Pfund 
Sterling, aufgebracht. a 


H. 9. 
Reſervefonds. 


Nach Ablauf des erſten Betriebsjahres ($. 23.) wird ein Reſervefonds 
gebildet, welcher zur Deckung der in außerordentlichen Faͤllen noͤthigen Aus⸗ 
gaben und der Koſten fuͤr die Vermehrung der Betriebsmittel, welche nach Abe 
lauf des erſten Betriebsjahres für nothwendig befunden werden möchte, be 
ſtimmt iſt. 

Dieſem Reſervefonds werden uͤberwieſen: 

a) der Betrag derjenigen Zinſen und Dividenden, die nicht rechtzeitig er⸗ 
hoben und deshalb gemäß $. 23. zu Gunſten der Geſellſchaft ver⸗ 
fallen ſind; > 


b) diejenigen Vortheile, welche der Geſellſchaft aus dem Eintritt neuer 
Aktienzeichner in die Stelle der wegen ſaͤumiger oder uneinziehbarer 
Ratenzahlung ausgeſchiedenen Aktionaire erwachſen (F. 18.); 


c) ein Zuſchuß aus den Betriebseinnahmen, der mit Zuſtimmung des Staats 
von der Direktion nach Beduͤrfniß feſtgeſetzt wird, aber jahrlich ein 
Zehntel Prozent des Anlagekapitals nicht uͤberſchreiten ſoll. a 


Hat der Reſervefonds die Summe von Einhundert tauſend Thalern er⸗ 
reicht, ſo erfolgen weitere Zuſchuͤſſe nur dann, wenn eine Verminderung einge⸗ 
treten iſt. So lange der Reſervefonds in dieſer vollen Hoͤhe vorhanden iſt, 
fließen die ad a. gedachten Zinſen und Dividenden, ſowie die Zinſen des Re⸗ 
ſervefonds in die Betriebskaſſe. 


H. 10. 
Erneuerungsfonds. 


Ferner wird nach Ablauf des erſten Betriebsjahres ein Erneuerungs⸗ 
8 fonds 


nds gebildet, welcher beſtimmt iſt zur Beſtteitung der Koſten der Erneuerung 
er Schienen, Schwellen und der kleinen Eiſentheile des Oberbaues der Eiſen⸗ 


bahn mit Einſchluß der Weichen, ſowie der Erneuerung der Lokomotiven nebſt 
Tendern und Wagen aller Art. BR RE 


Zu dieſen Erneuerungen find insbeſondere zu rechnen: 


1) bei Lokomotiven und Tendern die Auswechſelung der Feuerkaſten, 
Keſſel, Cylinder, Siederoͤhren, Federn, Achſen, Räder, Radreifen, ganzer 
Waſſerbehaͤlter und Bremſen; : 


2) bei den Wagen die Auswechſelung von ganzen Kaſten, Federn, Achſen, 
1 Radreifen, Bremſen und der Umbau des Innern ganzer 
boupés. 


| Alle dieſe Erneuerungen find jedoch nur dann aus dem Erneuerungs⸗ 
fonds zu beſtreiten, wenn fie durch Abnutzung nöthig werden, nicht aber, wenn 
fie den Bauunternehmern, Lieferanten ꝛc. zur Laſt fallen. ` 


Dem Erneuerungsfonds werden uberwieſen: 


a) der nach vollſtaͤndigem Ausbau und vollſtaͤndiger Ausruͤſtung der Bahn 
etwa verbleibende Reſt des Bau- und Betriebskapitals; 


b) die Einnahme aus dem Verkaufe alter Materialien des Oberbaues 
und der Betriebsmittel; 


c) ein Zuſchuß aus den Betriebseinnahmen, der nach Prozentſaͤtzen von 


dem Werthe der Schienen und Schwellen und von dem Werthe der i 


Lokomotiven, Tender und Wagen zu berechnen iſt. Dieſe Prozentſaͤtze 
normirt die Direktion nach Beduͤrfniß von fuͤnf zu fuͤnf Jahren mit 
Genehmigung der vorgeſetzten Staatsbehoͤrde. 


. 14. | 
Verhaͤltniß der Geſellſchaft zum Staate. 
1) Dem Staate ſteht zu: i 


a) die Genehmigung des Bahngeldtarifs und des Frachttarifs, ſowie 


jeder Abänderung dieſer Tarife ſowohl fuͤr die Guͤter als fuͤr den 
Perſonenverkehr; jedoch ſollen die Saͤtze der erſten Tarife ohne 
Zuſtimmung der Direktion nicht niedriger geſtellt werden, als die 
gegenwaͤrtig beſtehenden der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahn; 


b) die Genehmigung, noͤthigenfalls auch Abänderung des Fahrplanes; 


c) die Beſtaͤtigung der Wahl des oberſten Adminiſtrationsbeamten 
(Spezialdirektors) und des oberſten techniſchen Beamten (Ober⸗ 
Ingenieurs reſp. Betriebsdirektors), welcher die formelle Qualifika⸗ 
tion zum Bauinſpektor beſitzen muß; ſowie die Genehmigung der 
dieſen beiden Beamten zu ertheilenden „ 
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2) In Ausführung der Beſtimmung über die Benutzung der Eiſenbahnen 
zu militairiſchen Zwecken (Geſetz-Samml. für 1843. S. 373.) transpor⸗ 
` get die Geſellſchaft Militairperſonen und Militaireffekten jeglicher Art 
zu ermäßigten Preiſen. 5 a 
Bei Normirung der Fahrpreiſe follen die niedrigſten Preife maaß⸗ 
gebend ſein, welche die Militairverwaltung mit anderen Eiſenbahnen 
vereinbart hat oder noch vereinbaren wird. Im Uebrigen finden die 
obenerwaͤhnten Beſtimmungen (Geſetz-Samml. für 1843. S. 373.) 
auch auf die Coͤln⸗Soeſter Eiſenbahn Anwendung. 


3) Außer den unentgeltlichen Befoͤrderungen von Poſtſachen und Poſt⸗ 
wagen gemaͤß H. 36. des Geſetzes vom 3. November 1838. befoͤrdert 
die Geſellſchaft auch die begleitenden Poſtkondukteure und das expedi⸗ 
rende Poſtperſonal unentgeltlich. 


4) Die Geſellſchaft geſtattet unentgeltlich die Anlage eines Staatstelegraphen 

llaͤngs der Bahn unter den von dem Handelsminiſter feſtzuſtellenden 
Bedingungen, wird auch auf Verlangen und nach Maaßgabe der An⸗ 
ordnung des Handelsminiſters den Eiſenbahntelegraphen zur Benutzung 
von Staats⸗ und Privatdepeſchen mit verwenden. 


Die Geſellſchaft wird den Anordnungen, welche von den zuſtaͤndigen 
Staatsbehoͤrden wegen polizeilicher Beaufſichtigung der beim Eiſenbahn⸗ 
bau beſchaͤftigten Arbeiter getroffen werden, puͤnktlich nachkommen und 
die aus dieſen Anordnungen erwachſenden Ausgaben, insbeſondere auch 
die durch die etwaige Anſtellung eines beſonderen Polizei-Aufſichts⸗ 
perſonals entſtehenden Koſten tragen. Ferner wird die Geſellſchaft die 
noͤthigen Zuſchuͤſſe zu der in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 21. De⸗ 
zember 1846. (Geſetz⸗Samml. für 1847. S. 21.) für die Bauarbeiter 
einzurichtenden Krankenkaſſe leiſten. \ 

Nicht minder wird fie den Anforderungen der zuftändigen Ber 
hoͤrde wegen Genehmigung des kirchlichen Beduͤrfniſſes der beim Bau 
beſchaͤftigten Beamten und Arbeiter bereitwillig Folge leiſten und et 
forderlichenfalls auch die Tragung der dadurch etwa bedingten Koſten 
uͤbernehmen. e 


Die Geſellſchaft wird für ihre Beamten und Arbeiter Penſions⸗-, 
Wittwenverpflegungs- und Unterſtuͤtzungskaſſen einrichten und zu den⸗ 
ſelben Beiträge leiſten, welche ohne Zuſtimmung des Handelsminiſters 
nicht unter den Saͤtzen bemeſſen werden ſollen, die Seitens des Staats 
zu dergleichen Kaſſen der Staatseiſenbahnen beigetragen werden. 
7) Die Geſellſchaft wird die von ihr anzuſtellenden Bahnwaͤrter, Schaffner 
und ſonſtigen Unterbeamten, mit Ausnahme der einer techniſchen Vor⸗ 
bildung beduͤrfenden, vorzugsweiſe aus den mit Civilanſtellungs-Berech⸗ 
tigung entlaſſenen Militairs des Königlich Preußiſchen Heeres, ſoweit 
dieſelben das 35. Lebensjahr noch nicht zuruͤckgelegt haben, waͤhlen. 


8) Die Geſellſchaft wird auf Verlangen des Staats den Untere 
der 
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der Coͤln⸗ reſp. Duͤſſeldorf⸗Caſſeler Eiſenbahn die Mitbenutzung ihrer 
Bahn vom Anſchlußpunkte oberhalb Hagen bis Wickede gegen eine 
Entſchaͤdigung geftatten, welche beim Mangel guͤtlicher Einigung vom 
Handels miniſter feſtgeſtellt wird. 5 

Dieſer Feſtſtellung, gegen welche keine der beiden Geſellſchaften 
eine Berufung auf rechkliches Gehoͤr in Anſpruch nimmt, wird die Er⸗ 
wägung zu Grunde gelegt, daß die Unterhaltungskoſten der gemein⸗ 
fchaftlich benutzten Strecke, die Koſten des gemeinſam benutzten ‘Pers 
ſonals und vier Prozent Zinſen des nuͤtzlich verwendeten Anlagekapitals nach 
S Verhaͤltniß der Wagen⸗Achsmeilen, welche für die gemeinſchaftlich bes 
nutzte Strecke auf die Züge beider Unternehmungen fallen, zu ver⸗ 
theilen ſind. SC 

Den Unternehmern der Coͤln- reſp. Duͤſſeldorf-Caſſeler Bahn 
ſoll es indeſſen freiſtehen, von dieſem Mitbenutzungsrechte zu abſtrahiren 
und jeder Zeit mit Genehmigung des Staats eine eigene Bahn zwiſchen 
Hagen oder Herdecke ganz oder theilweiſe herzuſtellen, ohne daß die 
Coͤln⸗Soeſter Eiſenbahngeſellſchaft dagegen Einſpruch erheben oder Ent⸗ 
ſchaͤdigung beanſpruchen kann. 


9) Die Geſellſchaft verzichtet auf die Konzeſſion fuͤr den Bau der Zweig⸗ 
bahn von Wickede nach Arnsberg zu Gunſten der Cöln= reſp. Duͤſſel⸗ 
dorf⸗Caſſeler Bahnunternehmer, wenn bei Ertheilung der landesherr⸗ 
lichen Konzeſſion an die letzteren der Bau jener Zweigbahn noch nicht 
in Angriff genommen iſt. Hat aber der Bau zu dieſer Zeit bereits 
begonnen, fo ſteht den Unternehmern der Coͤln⸗ reſp. Duͤſſeldorf⸗Caſſeler 
Bahn zwei Jahre lang — vom 1. April 1863. ab gerechnet — das 

„Recht zu, die Konzeſſton für die Zweigbahn Wickede⸗Arnsberg mit 
den Grunderwerbungen und Arbeiten gegen Erſtattung der nuͤtzlich ver⸗ 
wendeten Koſten zu übernehmen, 


10) Wenn nach Beginn des Baues der Zweigbahn von Wickede nach 
Arnsberg und nach dem 1. April 1865. eine Geſellſchaft fuͤr den Bau 
einer Eiſenbahn durch das obere Ruhrthal uͤber Meſchede nach War⸗ 
burg, Noͤrde oder Caſſel ſich bilden ſollte, ſo uͤbernimmt die Geſellſchaft 
der Coͤln⸗Soeſter Eiſenbahn die Verpflichtung, die Bahnſtrecke Wickede⸗ 
Arnsberg gegen Erſtattung der Anlagekoſten an jene Geſellſchaft ab⸗ 
zutreten, ſofern ſie ſelbſt nicht bereit ſein ſollte, den Bahnbau durch⸗ 
zufuͤhren. 


11) Sofern der Staat wegen des von ihm nicht anerkannten Widerſpruchs⸗ 
rechtes der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft gegen die Anlage 
der Coͤln⸗Soeſter Eiſenbahn zu einer Entſchaͤdigung im Wege Rechtens 
verurtheilt werden ſollte, uͤbernimmt die Coͤln⸗Soeſter Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft die Leiſtung dieſer Entſchaͤdigung. 


12) Die Geſellſchaft wird alle diejenigen Anforderungen erfüllen, ‚welche 
von Seiten der Militairbehoͤrde im Intereſſe der Landesvertheidigung 
(Ar. 5847.) we⸗ 


wegen Einführung der Ei l n nach ; 
ind als nothwendig bezeichnet werden. 


dë 


$. 12. = 
Schlichtung Lon Streitigkeiten. Eu 
Streitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und den Aktionairen ſollen jeder 
zeit durch Schiedsrichter entſchieden werden, von denen jeder Theil Einen oder 
zwei ernennt, und welche bei Meinungsverſchiedenheit einen Obmann waͤhlen. 
Das Schiedsgericht urtheilt nach den am Sitze der Geſellſchaft geltenden 
Geſetzen. Gegen den ſchiedsrichterlichen Ausſpruch iſt kein ordentliches Rechts⸗ 
mittel zulaͤſſig. Verzoͤgert einer der ſtreitenden Theile auf die ihm durch einen 
Notar oder gerichtlich inſinuirte Aufforderung des Gegners die Ernennung 
eines Schiedsmannes laͤnger als 14 Tage, ſo wird der zweite Schiedsrichter, 
und koͤnnen ſich die Schiedsrichter uͤber die Wahl des Obmannes nicht ver⸗ 
einigen, fo wird der Obmann von dem Praͤſidenten des Handelsgerichts zu 
Coͤln ernannt. ö 


$. 13. 
Oeffentliche Bekanntmachungen. 


Die nach dieſem Statute erforderlichen oͤffentlichen Bekanntmachungen 
find in folgenden oͤffentlichen Blättern: 


1) dem Preußiſchen Staats- Anzeiger, 
2) der Berliner Boͤrſen⸗Zeitung, 
3) der Coͤlniſchen Zeitung, 
4) der Times oder Daily News (London) 
abzudrucken. 


Sofern für einzelne Bekanntmachungen nicht ein Anderes ausdruͤcklich 
vorgeſchrieben, genuͤgt es, wenn ſie innerhalb 14 Tagen zweimal in jedem der 
vorbenannten Blaͤtter erſchienen ſind, und zwiſchen der erſten und der zweiten 

Bekanntmachung mindeſtens 6 Tage Zwiſchenzeit liegt. Geht eines dieſer 
Blaͤtter ein, ſo waͤhlt die Direktion ſofort ein anderes oͤffentliches Blatt und 
macht die getroffene Wahl durch die uͤbrig gebliebenen Blaͤtter bekannt. 


H. 14. 
Abaͤnderung des Statuts. 


x = Aͤlaͤnderungen des gegenwärtigen Statuts find nur in Folge eines nach 2 
Maaaßgabe des Statuts gefaßten Beſchluſſes der Generalverſammlung unter 
RE landesherrlichen Genehmigung zulaͤſſig. ) S 


E 


Beſondere Beſtimmungen. 


L 
Von den Aktien, Zinſen und Dividenden. 


§. 15. 
Aktien und deren Ausfertigung. 


Die Aktien der Geſellſchaft werden, auf jeden Inhaber lautend, unter 
fortlaufender Nummer nach dem sub A. beiliegenden Schema ausgefertigt und 
Ce mit der erſten fuͤnfjaͤhrigen Serie von Dividendenſcheinen nach dem Schema B. 
om einem Talon nach dem Schema C. ausgegeben, fobald der Nominalbetrag 
der Aktien eingezahlt iſt. Die Aktiendokumente werden von mindeſtens zwei 
Mitgliedern der Direktion unterzeichnet und von einem Stammende abgeſchnitten, 
welches bei der Direktion deponirt bleibt. ; 
Die Dividendenſcheine und die Talons werden mit den Unterſchriften 
zweier Mitglieder der Direktion in Fakſimile verſehen. 8 


$. 16. 
Quittungsbogen. 


Bis zur Berichtigung des vollen Nominalbetrages werden uͤber die 
erfolgte Einzahlung der einzelnen Raten Quittungsbogen unter fortlaufender 
Nummer nach dem beiliegenden Schema D. ausgefertigt, die auf den Namen 
des Aktienzeichners lauten und nach bewirkter Vollzahlung des Nominalbetrages 
der gezeichneten Aktien gegen dieſe ſelbſt ausgetauſcht werden. 


H. 17. 
Einzahlung der Aktienbetraͤge. 


Die Einzahlungen auf die Aktien ſind nach erfolgter Allerhoͤchſter Be⸗ 
ftätigung dieſes Statuts und nach Eintragung deſſelben in das Handelsregiſter 
nach Maaßgabe der Beduͤrfniſſe der Geſellſchaftskaſſe von der Direktion in 
Raten von höchfiend 20 Prozent auszuſchreiben und innerhalb einer Friſt von 
4 Wochen, vom Tage der Bekanntmachung an, nach Wahl der Aktionaire in 
Coͤln, Berlin, London oder den in der Bekanntmachung bezeichneten ſonſtigen 
Städten zu leiſten. Die Direktion iſt befugt, auch ſchon vor dem Eintritt der 
Faͤlligkeit aller ausgeſchriebenen Raten, Vollzahlungen der Aktien anzunehmen, 
Ge wenn fie geſchehen find — die betreffenden Aktiendokumente aus⸗ 
zugeben. e 

Jahrgang 1864. (Nr. 5847.) 19 H. 18. 


ER o 
SZ 
Folgen der Nichtzahlung vorgeſchriebener Raten. 


Wird auf eine Aktie die ausgeſchriebene Rate zur feſtgeſetzten Zeit nicht 


eingezahlt, ſo wird der erſte Zeichner derſelben durch einen zur Poſt gegebenen 
rekommandirten Brief auf feine Koſten (unfrankirt) zur Zahlung aufgefordert. 
Erfolgt binnen vier Wochen nach Aufgabe dieſes Briefes auf die Poſt keine 
Zahlung, ſo wird eine nochmalige Aufforderung vermittelſt einer oͤffentlichen 
Bekanntmachung erlaſſen, in welcher nur die Nummer der Quittungsbogen, 


nicht aber auch die Namen der erſten Zeichner aufgefuͤhrt zu werden brauchen. 


Bleibt auch dieſe Aufforderung, welche wenigſtens 4 Wochen vor dem 
darin fuͤr die Einzahlung geſetzten Schlußtermine publizirt fein muß, erfolglos, 
fo iſt die Direktion berechtigt, den faͤumigen Zeichner im Wege Rechtens zur 
Zahlung der betreffenden Rate nebſt Verzugszinſen in Anſpruch zu nehmen, 
oder auch denſelben feiner Anrechte aus der Zeichnung und der geleiſteten Theil⸗ 
zahlungen zu Gunſten der Geſellſchaft verluſtig zu erklaͤren. 

f Der desfallſige Beſchluß, in welchem die danach werthloſen Beſcheini⸗ 
gungen uͤber Annahme der Zeichnung der Quittungsbogen uͤber geleiſtete Raten⸗ 
zahlungen zu bezeichnen find, wird oͤffentlich bekannt gemacht. i 

An Stelle und unter der Nummer der fuͤr erloſchen erklaͤrten Zeichnun⸗ 

gen werden zur Ergaͤnzung des Grundkapitals neue Zeichnungen angenommen. 


5 H H. 19. 
Haftung der Aktionaire fuͤr die Zeichnungen bis zum Betrage von 40 Prozent. 


Die urſpruͤnglichen Zeichner, ſelbſt wenn fie die ihnen bei der erſten (Gig: 
zahlung ausgefertigten Interimsſcheine an Andere uͤbertragen, ſowie diejenigen, 
welche in Vollmacht fuͤr Andere gezeichnet haben, haften der Geſellſchaft fuͤr 
die Einzahlung von vierzig Prozent der von ihnen gezeichneten Aktien unbe⸗ 
dingt. Von dieſer Verpflichtung koͤnnen dieſelben weder durch Uebertragung 
ihres Anrechts auf einen Dritten ſich befreien, noch Seitens der Geſellſchaft 
entbunden werden. 

Nach Einzahlung von 40 Prozent des gezeichneten Aktienbetrages kann die 
Direktion die urſpruͤnglichen Zeichner von der Verpflichtung zu weiteren Raten⸗ 
zahlungen befreien und in dieſem Falle uͤber die entrichtete Theilzahlung von 
40 Prozent auf den Inhaber lautende Aktienpromeſſen gegen Einziehung und 
Vernichtung der ertheilten Quittungsbogen und etwaiger Beſcheinigungen uͤber 
die erfolgte Zeichnung nach Schema E. ausſtellen. 


A H. 20. 


Interimsſcheine. 


Kann ein Aktionair bei Einzahlungen den Quittungsbogen nicht ſofort 
vorlegen, ſo empfaͤngt er uͤber geleiſtete Zahlungen Interimsbeſcheinigungen, 
welche auf den Namen des Zahlenden ausgeſtellt und gegen deren Ruͤckgabe 
die Zahlungen auf dem ſpaͤter vorgelegten Quittungsbogen vermerkt werden. 


H. 21. 
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d Die Ratenzahlungen werden von dem Tage der erfolgten Einzahlung an 

mit funf vom Hundert jaͤhrlich verzinſt und dieſe Zinſen bei den folgenden Ein⸗ 
zahlungen in Anrechnung gebracht. Die alsbald voll eingezahlten Aktien wer⸗ 
den mit 5 Prozent jährlich bis zum Schluſſe desjenigen Kalenderjahres verzinſt, 
in welchem die ganze Bahnſtrecke zwiſchen Deutz und Soeſt in Betrieb geſetzt 
worden iſt. Wegen der Zahlung der Zinſen macht die Direktion die erforder⸗ 
lichen verbindlichen Beſtimmungen oͤffentlich bekannt. 


§. 22. 
Dividenden und deren Feſtſtellung. 


Mit Ablauf des Jahres, in welchem die Bahn vollſtaͤndig fertig und in 
ihrer ganzen Ausdehnung in Betrieb geſetzt wird, hoͤrt die Verzinſung der Aktien 
aus dem Baukapitale auf und wird ſtatt derſelben der vom 1. Januar des 
auf die Betriebseroͤffnung folgenden Jahres aus dem Unternehmen aufkom⸗ 
mende Reinertrag nach Maaßgabe der folgenden Beſtimmungen vertheilt: 


1) Aus dem Extrage des Unternehmens werden zunaͤchſt die Verwaltungs⸗, 
Unterhaltungs-, Betriebs- und ſonſtigen Ausgaben, ſowie alle auf dem 
Unternehmen haftenden Laſten beſtritten; 


2) ſodann werden die in den $$. 9. und 10. gedachten jährlichen Beiträge 
zum Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds vorweggenommen, und 


3) der deinnächft verbleibende Reinertrag wird alljährlich nach Beſchluß 
der Generalverſammlung als Dividende vertheilt. 
$. 23. 
Verjaͤhrung der Zinſen und Dividenden, Amortiſation verlorener Dividendenſcheine. 

Zinſen und Dividenden, welche binnen 4 Jahren nach dem Faͤlligkeits⸗ 
tage nicht abgehoben werden, verfallen zu Gunſten der Geſellſchaft. Iſt ein 
Dividendenfchein verloren gegangen, und der Verluſt der Direktion innerhalb 
obiger Friſt angezeigt, ſo wird der Betrag des Dividendenſcheines noch inner⸗ 
halb einer ferneren, vom Ablaufe der vier Jahre zu berechnenden praͤkluſipiſchen 
Friſt von einem Jahre nachgezahlt, inſofern nicht etwa der Dividendenſchein 
inmittelſt von einem Dritten eingereicht und realiſirt iſt. 

Die Geſellſchaft wird durch Annahme der Anzeige von dem Verluſte 
eines Dividendenſcheines nicht verpflichtet, die Legitimation eines etwaigen Praͤ⸗ 
ſentanten deſſelben zu pruͤfen oder die Realiſation des Scheines zu vertagen. 
Dem Verlierer und dem Inhaber des Scheines bleibt vielmehr die Ausfuͤhrung 
ihrer Anſpruͤche auf den Betrag deſſelben gegen einander lediglich uͤberlaſſen. 

Eine Amortiſation verlorener Dividendenſcheine findet nicht ſtatt. 
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$. 24. Rn a 


Amortiſation verlorener Talons. 


Verlorene Talons koͤnnen nicht amortiſirt werden. Die Aushaͤndi ung 


der neuen Serie von Dividendenſcheinen erfolgt, wenn der dazu beſtimmte Talon 


nicht eingereicht werden kann, an den Praͤſentanten der betreffenden Aktien. 
Iſt aber vorher der Verluſt des Talons der Direktion angezeigt und der 
Aushaͤndigung der neuen Serie der Dividendenſcheine widerſprochen worden, 
ſo werden dieſelben bis zur guͤtlichen oder richterlichen Ausgleichung der ſtreiti⸗ 
gen Anſpruͤche zuruͤckgehalten. 
a H. 25. 
Amortiſation der Aktien. 


Soll die Amortifation verlorener oder vernichfeter Aktien erfolgen, ſo 


erlaͤßt die Direktion auf Antrag der Betheiligten drei Mal, in Zwiſchenraͤumen 


von wenigſtens vier, hoͤchſtens ſechs Monaten, eine oͤffentliche Aufforderung, die 
Dokumente einzuliefern oder etwaige Rechte an dieſelben geltend zu machen. 
Sind vier Mongte nach der letzten Aufforderung vergangen und hat außerdem 
ſeit der erſten Aufforderung ein Termin zur Empfangnahme einer neuen Serie 
von Dividendenſcheinen ſtattgefunden, ohne daß hierbei innerhalb mindeſtens 
ſechs Monaten nach deſſen Ablauf die betreffenden Obligationen oder die zu 
denſelben gehoͤrigen Talons zum Vorſchein gekommen ſind (reſp. wenn letztere 
praͤſentirt werden, ohne daß bei der naͤchſtfolgenden Ausgabe von Talons die 
Aktien vorgelegt worden), ſo ſpricht das Landgericht zu Goin auf den Grund 
jenes Aufgebots die Mortifikation aus. n 

Nachdem die Direktion dieſelbe zur Öffentlichen Kenntniß gebracht, erfolgt 
die Ausfertigung und Ausreichung einer neuen Aktie unter neuer Nummer. 

Saͤmmtliche Koſten des Verfahrens traͤgt der Antragſteller. 


H. 26. 
Beſchaͤdigung von Aktien ꝛc. 


Sind Aktien, Talons oder Dividendenſcheine zwar nicht verloren, aber 


beſchaͤdigt, jedoch in ihrem weſentlichen Theile noch dergeſtalt erhalten, daß 
uͤber ihre Richtigkeit kein Zweifel obwaltet, ſo iſt die Direktion ermaͤchtigt, 
gegen Einlieferung der beſchaͤdigten Papiere neue gleichartige Papiere auf Koſten 
es Inhabers unter gleichen Nummern auszufertigen und auszureichen. 


II. 
Aufſtellung der Bilanzen. 


H. 27. 


Das Geſchaͤfts⸗ oder Betriebsjahr der Geſellſchaft iſt das Kalenderjahr. 
f Die Bauzeit wird bis zum Ende desjenigen Geſchaͤftsjahres gerechnet, 
in welchem der Betrieb auf der Bahn vollſtaͤndig eroͤffnet iſt. u 
Waͤh⸗ 


A jahres eine Bilanz aufgeſtellt, welche nachzuweiſen hat, inwieweit das Aktien⸗ 

kapital eingezogen und verwendet iſt. n 
Die Aufſtellung der Generalbilanz uͤber die ganze Bauausfuͤhrung erfolgt 

nach Beendigung des Baues zur naͤchſten ordentlichen Generalverſammlung. 


Nach Ablauf der Bauzeit iſt am Schluſſe eines jeden vollen Betriebs⸗ 


jahres das Reſultat des Betriebes durch eine Bilanz darzuſtellen. 

Iſt der Betrieb der Bahn nicht im Anfange, ſondern im Laufe eines 
Kalenderjahres eröffnet, fo hat ſich die erſte Betriebsbilanz auf dieſen Theil 
des Jahres zu beſchraͤnken. i 

In der Bilanz werden alle Einnahmen des betreffenden Jahres nach 
ihrem Baarbetrage, etwaige Ausſtaͤnde nach ihrem Nominalbetrage, inſofern ſie 
aber unſicher fein ſollten, nach gewiſſenhafter Schätzung von Seiten der Di⸗ 
rektion, und noch vorhandene Baumaterialien und Vorraͤthe nach dem Koſten⸗ 


reiſe und bei eingetretener Werthverminderung unter Beruͤckſichtigun derſelben 
H 9 9 gung 


als Aktiva angeſetzt. Dagegen kommen als Paſſiva in Anſatz alle Ausgaben, 


die im Laufe des Jahres entſtanden und nicht aus dem Reſerve⸗ oder Er⸗ 


neuerungsfonds ($$. 9. und 10.) zu beſtreiten geweſen find, mit Einſchluß der 
etwa am Jahresſchluſſe verbliebenen Ruͤckſtaͤnde. 

Die Jahresbilanzen werden innerhalb der erſten drei Monate nach Ab⸗ 
lauf des betreffenden Jahres durch die Geſellſchaftsblaͤtter mitgetheilt. ` 


III. 
Von den Repräſentanten und Beamten. 


$. 28. 
Direktion. 


Die Direktion zahlt zwölf Mitglieder, wovon die Majoritaͤt aus Preußen 
en muß; dieſelbe wird von der Generalverſammlung der Aktionaire 
gewählt. | 


$. 29. 


Die Direktoren haben das Recht, fich durch einen Bevollmaͤchtigten, wel⸗ 
cher Beſitzer von zwanzig Aktien iſt, vertreten zu laſſen. Derſelbe darf jedoch 
nicht ſelbſt Direktor ſein. 


V 


H. 30. 


Die Direktion erwaͤhlt aus ihrer Mitte einen Praͤſidenten und einen 
Vizepraͤſidenten. Sind Beide verhindert das Praͤſidium zu fuͤhren, ſo vertritt 
das der Zeit der Wahl nach, und iſt dieſe nicht entſcheidend, das nach dem 
Leoebensalter aͤlteſte Mitglied ihre Stelle. 

r. 5847. H. 31. 


Während der Soucht wird nach Ablauf eines jeden vollen Kalender. 
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9. 31. 


Mitglieder der Direktion und deren Bevollmaͤchtigte koͤnnen nicht ſein 

diejenigen Aktionaire, welche \ 

1) irgend eine Anſtellung bei der Geſellſchaft haben, 

2) nicht buͤrgerlich ſelbſtſtaͤndig ſind oder unter Kuratel ſtehen, 

3) ſich gerichtlich oder außergerichtlich inſolvent erklaͤrt und ihre Glaͤubi⸗ 
ger ſpaͤter nicht vollkommen befriedigt haben, 

4) durch richterlichen Spruch die bürgerlichen Ehrenrechte verloren haben. 


$. 32. 


Die Mitglieder der Direktion und deren Bevollmaͤchtigte koͤnnen nur aus 
der Zahl der ſtimmfaͤhigen Aktionaire, die im Beſitze von wenigſtens zwanzig 
Aktien ſind, erwaͤhlt werden. 

Waͤhrend der Dauer feiner Amtsfuͤhrung hat jedes Mitglied der Direk⸗ 
tion dieſe Zahl von Aktien in der Kaſſe der Geſellſchaft zu hinterlegen. 


H. 33. 


Die Mitglieder der Direktion werden auf drei Jahre gewaͤhlt. 

Nach Ablauf der im F. 59. feſtgeſetzten Funktionsperiode der erſten Di⸗ 
rektion treten vier Mitglieder der Direktion und am Schluſſe eines jeden fol— 
genden Jahres die gleiche Anzahl aus. Die Austretenden werden in den erſten 
zwei Jahren durch das Loos und ſpaͤter durch die Anciennetaͤt beſtimmt. Bei 
gleicher Anciennetaͤt entſcheidet ebenfalls das Loos. 

Die Austretenden koͤnnen wieder gewaͤhlt werden. 


F. 34. 


g Sollte ein Aktionair, der zum Mitgliede der Direktion erwaͤhlt wird, die 
Annahme ablehnen, oder ſollte ein Mitglied ſterben oder dauernd verhindert ſein, 
den Sitzungen der Direktion beizuwohnen, ſo hat die Direktion das Recht, einen 
Aktionair an ſeine Stelle zu waͤhlen. Der ſo gewaͤhlte Direktor ſoll bis zur 
naͤchſten Generalverſammlung im Amte bleiben. 5 


$. 35. 


Die Direktion erhaͤlt nach Vollendung der Linie als Verguͤtung fuͤr ihre 
Dienſte vier Prozent des reinen Jahresgewinnes, die unter die Mitglieder vertheilt 
werden, außerdem die im Intereſſe der Bahn gehabten Auslagen. Die Mir⸗ 
glieder der Direktion wie ihre Bevollmaͤchtigten ſind zur freien Fahrt auf der 
Bahn berechtigt. ) 

H. 36. 

Die Direktion verſammlt ſich regelmaͤßig jeden Monat wenigſtens ein 


Mal, und außerdem wenn es das Intereſſe der Geſellſchaft erfordert oder 
i Ge⸗ 
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`" Gegenftände von einiger Dringlichkeit zur Berathung vorliegen. — Eine Ver⸗ 


ſammlung der Direktion muß einberufen werden, wenn ſolche von wenigftend 


drei Mitgliedern ſchriftlich verlangt wird. Die Einladungen zu den Sitzungen 
erfolgen von Seiten des Praͤſidenten oder in deſſen Verhinderung vom Vize⸗ 
praͤſidenten. d 

Die Direktion faßt ihre Beſchluͤſſe nach Mehrheit der Stimmen; bei 
Gleichheit derſelben iſt die des Praͤſidenten entſcheidend. e 

Zur Guͤltigkeit eines Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von ſieben Mitglie⸗ 
dern, den Praͤſidenten oder Vizepraͤſidenten einbegriffen, erforderlich. Mit 
glieder oder deren Bevollmaͤchtigte, welche bei dem Gegenſtande der Berathung 
ein Privatintereſſe haben, ſind nicht ſtimmfaͤhig und muͤſſen ſich bei der Ab⸗ 
ſtimmung entfernen. f 

Soll in den Sitzungen 

1) uͤber Feſtſtellung der Inventur, der Bilanz und der Dividende, 


2) uͤber Anſtellung von Beamten mit laͤngerer als dreimonatlicher Kuͤndi⸗ 
gung oder uͤber Entlaſſung derſelben, 


3) uͤber Erwerbung und Veraͤußerung von Immobilien, 


4) uͤber Vertraͤge, deren Gegenſtand mehr als fuͤnfhundert Thaler 


betraͤgt, 


gültig Beſchluß gefaßt werden, fo muß den Mitgliedern mindeſtens 14 Tage 
der Situng ſchriftlich angezeigt worden fein, daß darüber verhandelt 
werden ſoll. f 


$. 37. 
Tritt irgend ein Ereigniß ein, welches eine augenblickliche Beſchluß⸗ 


nahme oder Entſcheidung erfordert, und iſt es nicht möglich, ohne Störungen 


fuͤr den Dienſt zu befuͤrchten, daruͤber vorher die Meinung der Direktion zu 


vernehmen, ſo iſt der Praͤſident oder Vizepraͤſident ermaͤchtigt, auch allein alle 


nothigen Anordnungen zu treffen. 
8 Von den erlaſſenen Verfuͤgungen iſt den uͤbrigen Mitgliedern der Direk⸗ 
tion alsbald Kenntniß zu geben. N 


§. 38. 


. Alle von der Direktion gefaßten Beſchluͤſſe ſind in ein beſonders dazu 
beſtimmtes Protokollbuch einzutragen und jedes Protokoll muß von ſaͤmmtlichen 
an den Beſchluͤſſen theilnehmenden Mitgliedern unterzeichnet und von einem 
von der Direktion hierzu deſignirten Angeſtellten der Geſellſchaft kontraſignirt 
werden. 

Die Verfuͤgungen, Bekanntmachungen, ſowie alle Ausfertigungen, welche 
von der Direktion ausgehen, werden von dem Praͤſidenten oder in deſſen Ver⸗ 
hinderung von dem Vizepräfidenten unterzeichnet, und von dem von der Di⸗ 
rektion hierzu deſignirten Angeſtellten kontraſignirt. e 

Die Direktion in Coͤln ſoll wenigſtens einmal monatlich einer von den 
Direktoren in London beſtimmten Perſon eine Kopie aller in das Protokollbuch 
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eingetragenen Verhandlungen der Coͤlner Direktoren übergeben, ſowie auch au K 
Verlangen die Kopien der während des vorhergehenden Monats bei der Die 

rektion eingegangenen Berichte und Vorgaͤnge, beglaubigt durch den Praͤſidenten 
der Direktion. : . 55 


$. 39. 
Die Direktion iſt Vorſtand der Geſellſchaft und vertritt als ſolcher bei 
ſaͤmmtlichen Staatsbehoͤrden und Privaten die Geſellſchaft; fie hat die obere 
Leitung des ganzen Unternehmens und es unterliegen ihrer Entſcheidung alle 
Angelegenheiten, ſoweit dieſelben nicht der Generalverſammlung uͤberwieſen 
worden ſind. 


§. 40. 
Spezialdirektor. 


Fuͤr den Betrieb und die Beaufſichtigung des Dienſtes auf der Bahn, 
ſowie zur Leitung der merkantiliſchen Angelegenheiten wird ein Spezialdirektor 
ernannt, der in Beziehung auf dieſe Geſchaͤftsfuͤhrung die Geſellſchaft vertritt. 
Er hat ſich bei ſeiner Geſchaͤftsfuͤhrung nach den Anordnungen und In⸗ 
ſtruktionen zu richten, die ihm von der Direktion ertheilt werden, und vertritt 
dieſelbe innerhalb ſeines amtlichen Wirkungskreiſes. 
= Er führt die auf feinen Dienft Bezug habende Korreſpondenz und beauf- 
ſichtigt alle übrigen Angeſtellten der Geſellſchaft, welche unter ihm ſtehen. Er 
iſt verpflichtet, ſeden Monat der Direktion einen ausfuͤhrlichen Bericht uͤber 
den Gang des Geſchaͤftes und eine Ueberſicht uͤber Einnahme und Ausgabe 
vorzulegen und alle Maaßregeln und Verbeſſerungen vorzuſchlagen, die er zum 
Gedeihen des Unternehmens nuͤtzlich oder noͤthig erachtet. 

Er iſt befugt, laufende Ausgaben bis zum Betrage von 500 Thalern 
ohne jedesmalige beſondere Ermaͤchtigung der Direktion anzuweiſen; jene, die 
500 Thaler uͤberſchreiten, beduͤrfen der Anweiſung der Direktion. 

Er kann zu den Sitzungen der Direktion beigezogen werden, bei denen 
er berathende Stimme hat. Er iſt fuͤr puͤnktliche Erfuͤllung ſeiner durch die 
Dienſtinſtruktionen und die beſonderen Verordnungen der Direktion vorgezeich- 
neten Obliegenheiten verantwortlich. e : 

Am Ende eines jeden Jahres hat er der Direktion einen umfaſſenden 
Bericht uͤber Alles, was auf ſeinen Dienſt Bezug hat, abzuſtatten. 

8 Er erhaͤlt eine beſtimmte fixe Beſoldung. Er hat nach dem Ermeſſen 

der Direktion eine Kaution zu hinterlegen. 


$. 41. 
Betriebsdirektor. b 


Zur Leitung der techniſchen Angelegenheiten der Geſellſchaft wird ei 
Betriebsdirektor ernannt, welcher alle den Bau und die Unterhaltung der 
Bahn und der Gebaͤulichkeiten betreffenden Arbeiten zu beaufſichtigen, fuͤr gute 
und zweckmaͤßige Unterhaltung, Aufbewahrung und Ergaͤnzung der Maſchinen, 
Materialien, Transportmittel und ſonſtigen Utenfilien zu ſorgen und die mit 
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dieſen Gegenftänden und mit dem Betriebe der Bahn beſchaͤftigten Perſonen 
zu überwachen hat. e ) ) ER 

ER Auch der Betriebs direktor kann zu den Sitzungen der Direktion mit einer 
berathenden Stimme zugezogen werden. g 


NV. 
Von den Generalverſammlungen. 


$. 42. 


Nur die Beſitzer von fuͤnf und mehr Aktien ſind in der Generalver⸗ 
ſammlung ſtimmberechtigt. 


Das Stimmrecht wird in folgendem Verhaͤltniſſe ausgeuͤbt: 
a) für 5 bis 30 Aktien auf je 5 Aktien Eine Stimme; 


b) für die Aktien, die Jemand uͤber die Anzahl von 30 hinaus beſitzt bis 
zu 300 Aktien, für je 10 Aktien Eine Stimme. 


Fuͤr die Aktien, die Jemand uͤber die Zahl von 300 hinaus beſitzt, ſoll 
ein Stimmrecht nicht ausgeuͤbt werden, ſo daß alſo dem Beſitzer von 300 und 
mehr Aktien 33 Stimmen zukommen. ; 


$. 43. 


Die Aktionaire koͤnnen fich in Verhinderungsfaͤllen durch andere ſtimm⸗ 
berechtigte Aktionaire vertreten laſſen, antheilberechtigte Handlungshaͤuſer durch 
ihre Prokuratraͤger, Gemeinden und öffentliche Inſtitute durch ihre Vertreter, 
Bevormundete durch ihre Vormuͤnder, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner, wenn 
dieſe Vertreter auch nicht Aktionaire ſind. ) 

Ein Bevollmaͤchtigter darf im Ganzen hoͤchſtens zweihundert Stimmen 
einſchließlich der etwaigen eigenen ausuͤben. 


H. 44. 


Im Monat Mai eines jeden Jahres ſoll die ordentliche Generalver⸗ 
ſammlung der Aktionaire ſtattfinden, welche durch die Direktion zuſammen⸗ 
berufen wird. Die Ankuͤndigung derſelben ſoll vier Wochen vorher in den im 
$. 13. angeführten Zeitungen erfolgen. 

0 Die Verſammlungen werden in Coͤln, als dem Sitze der Direktion, 
ehalten. 
Ss Bei wichtigen Veranlaſſungen koͤnnen auch außergewoͤhnliche General⸗ 
verſammlungen von der Direktion zuſammenberufen werden. d 

Die Gegenftände, welche dabei zur Berathung kommen, ſollen in der 

Ankuͤndigung namhaft gemacht werden. 5 
Jahrgang 1864. (Nr. 5847.) 20 i §. 45. 
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| Rh 
Diejenigen Aktionaire, welche bei der Generalverſammlung nicht erſchei⸗ ? 
nen, werden als mit den gefaßten Beſchluͤſſen einverſtanden angeſehen und ſind 
durch dieſelben gebunden. 
H. 46. 


Jeder Aktionair hat das Recht, in der Generalverſammlung Antraͤge zu 
ſtellen; werden dieſelben von einem Zehntel der in der Verſammlung vertretenen 
Stimmen unterſtuͤtzt, ſo hat der Praͤſident dieſelben zur Berathung zu bringen. 

Die Direktion iſt befugt, die Beſchlußnahme uͤber diejenigen Antraͤge, 
die nicht von ihr ausgehen oder ihrem Vorſitzenden nicht ſpaͤteſtens acht Tage vor 
der Verſammlung ſchriftlich mitgetheilt worden find, bis zur naͤchſten General⸗ 
verſammlung zu vertagen. 


F. 47. 


Der Praͤſident der Direktion oder deſſen Stellvertreter hat den Vorſitz 
in der Generalverſammlung und leitet deren Berathungen ein. Die Protokoll⸗ 
fuͤhrer und Skrutatoren werden von der Verſammlung erwaͤhlt. 


$. 48. 


Bei Eroͤffnung der Sitzung macht der Praͤſident die Verſammlung mit 
den Gegenſtaͤnden, welche ihre Zuſammenberufung veranlaßt haben, naͤher be⸗ 
kannt und erſtattet in der jaͤhrlich abzuhaltenden ordentlichen Generalverſamm⸗ 
lung den allgemeinen Jahresbericht uͤber den Gang und den Erfolg des Unter: 
nehmens. Er bringt ſodann die Antraͤge der Direktion und nach dieſen die 
Anträge anderer Mitglieder zur Diskuſſion und Abſtimmung. Der Jahres⸗ 
bericht muß wenigſtens drei Tage vor der Generalverſammlung in dem Geſchaͤfts⸗ 
lokale der Direktion offen gelegt und den ſich legitimirenden Aktionairen ge⸗ 
druckt behaͤndigt werden. 


D. 49. 


Der Generalverſammlung ſteht die Beſchlußnahme Aber die von der Di: 
rektion zu legende Jahresrechnung zu. Die Entlaſtung wird ertheilt oder verwei— 
gert auf den Bericht und Antrag des von der vorhergegangenen Generalver⸗ 
ſammlung aus ihrer Mitte gewählten Ausſchuſſes von fünf Mitgliedern der 
Geſellſchaft, welchen drei Wochen vor der Generalverſammlung unter Vorlage 
ee Beläge und Inventarien die Jahresrechnung zur Reviſion zu Aber: 
geben iſt. 

Die naͤmliche Rechnung wird unter Anſchluß ſaͤmmtlicher Beläge und 
Inventarien drei Tage vor der Generalverſammlung im Geſchaͤftslokale fuͤr die 
legitimirten Aktionaire zur Einſicht aufgelegt. 

Die Mitglieder des Reviſionsausſchuſſes verſehen ihr Amt unentgeltlich 
und haben nur bei Entfernung aus ihrem Wohnſitze Anſpruͤche auf Diaͤten und 
Erſatz ihrer ſonſtigen Auslagen. 

a H. 50. 


Die Generalverſammlung hat die Beſtimmung: 
a) über die Abaͤnderung der Statuten, 


b) uber die Ausdehnung des Unternehmens durch Zweigbahnen oder auf 


andere Weiſe, 


c) über die Verbeſſerung der beſtehenden Anlagen, welche einen Koſten⸗ 
aufwand von mehr als 50,000 Thalern erfordern, 


d) uͤber die Art und Weiſe der Anſchaffung der fuͤr außerordentliche Aus⸗ 
gaben erforderlichen Geldmittel, ſei es durch Aufnahme von Anleihen 
oder Vermehrung des Aktienkapitals, 


e) über die zu vertheilende Jahresdividende, 
1) uber die Legitimation der Aktionaire zur Abſtimmung in ſtreitigen Faͤllen 
Beſchluß zu faſſen. 
§. 51. 


Die Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen werden durch abſolute Ma⸗ 
jorität der Stimmen der anweſenden Mitglieder gefaßt. 


Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes über die in dem vorhergehenden Para- 


graphen sub Litt. a. und b. bezeichneten Gegenſtaͤnde iſt jedoch die Vertretung 
von drei Viertheilen des Aktienkapitals erforderlich. Iſt dieſe nicht erreicht, ſo ſteht 
es der Direktion frei, eine zweite Generalverſammlung unter ausdruͤcklicher Angabe 
der zu berathenden Gegenſtaͤnde einzuberufen, in welcher die anweſenden Aktionaire 
mit einfacher Stimmenmehrheit zu berathen befugt ſind. 


$. 52. 

Wenn Gegenftände, die auf die Verwaltung und Geſchaͤfts fuͤhrung Be⸗ 
zug haben, zur Berathung und Abſtimmung gebracht werden, ſo haben ſich die 
Mitglieder der Direktion ſowohl, als die unter den Aktionairen befindlichen Be⸗ 
amten der Abſtimmung zu enthalten. 


H. 53. 


Die Protokolle der Generaloerſammlungen werden von dem Praͤſidenten 
der Direktion oder deſſen Stellvertreter, dem Sekretair und den Skrutatoren 
unterzeichnet und in den Archiven der Geſellſchaft aufbewahrt. 


zu bringen. . 
5 H. 54. 
Die Generalverſammlung kann den Druck und die Veröffentlichung ihrer 


Sitzungsprotokolle beſchließen. 
(Nr. SC 5 S 207 WÉI 59. 


Die Beſchluͤſſe der Generalverſammlung hat die Direktion in Ausfuͤhrung 


S Ss 144 


8 N : F. 55. 

= Er: Die von der Generalverſammlung vorzunehmenden Wahlen gefchehen 

. durch geheime Abſtimmung und nach abſoluter Stimmenmehrheit; ergiebt ſich 

ä Gleichheit der Stimmen, ſo entſcheidet das Loos. Wird bei einer zweiten Ab⸗ 
ſtimmung keine abſolute Majoritaͤt erlangt, fo ſoll bei der dritten Abſtimmung 
relative Stimmenmehrheit entſcheiden. 


` V. 
Von der Auflöſung der Geſellſchaft. 


H. 56. 


8 Die Auflöfung der Geſellſchaft, der Verkauf der Bahn oder die Ver⸗ 
ſchmelzung des Unternehmens mit einem anderen Unternehmen koͤnnen nur in 
einer außergewoͤhnlichen Generalverſammlung, die von der Direktion eigens dazu 
einberufen werden muß, und in welcher jede einzelne Aktie eine Stimme hat, 
beſchloſſen werden, und zwar nur, wenn wenigſtens drei Viertheile der anweſen⸗ 
den Aktionaire, die überdies drei Viertheile aller beſtehenden Aktien repraͤſentiren, 
dafuͤr ſtimmen. a 
f Sollte aber bei der zu dieſem Behufe einberufenen Generalverſammlung 
ein guͤltiger Beſchluß nicht zu Stande kommen, fo ſoll eine zweite Verſammlung 
unter dem Praͤjudiz zuſammenberufen werden, daß die in derſelben durch abſo⸗ 
lute Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßten Beſchluͤſſe fuͤr alle Aktionaire 
bindend ſind. 

$. 97. 


Wird die Aufloͤſung der Geſellſchaft ausgeſprochen, ſo hat die naͤmliche 
Generalverſammlung auch die Art und Weiſe der Liquidation des Geſellſchafts— 
vermoͤgens zu beſtimmen und feſtzuſetzen. 


H. 58. 


Die ſolchermaaßen beſchloſſene Aufloͤſung der Geſellſchaft muß in den im 
H. 13. angeführten Zeitungen dreimal von Monat zu Monat bekannt gemacht 
werden und kann die Liquidation erſt nach Verlauf dieſer drei Monate beginnen. 


VI. 
Tranſttoriſche Beſtimmungen. 


$. 59. 


Die dermalige Direktion beſteht aus den Herren: 
) Dr. Denter zu Roͤnſahl; 


2D Re 


2) Regierungsrath Fr. Wm. Liebrecht zu Arnsberg; 
3) Eduard Moll zu Muͤlheim a. Rh.; 

4) Wilhelm Arnold Nierſtras zu Goin: 
5) Ed. Oppenheim zu Coͤln; 

6) Rudolph Schmoͤle zu Minden; 

7) Richard Zanders zu Bergiſch-Gladbach; 
8) Charles Bell zu London; 

9) Eduard Cropper daſelbſt; 

10) A. S. Finlay M. P. daſelbſt; 

11) John Pender M. P. daſelbſt; 

12) J. Aspinall Turner M. P. daſelbſt. 


Die Vorgenannten uͤben waͤhrend der Bauzeit und noch zwei Jahre nach 
Vollendung und Betriebseröffnung der Eiſenbahn von Deutz bis Soeſt alle 
in dieſem Statute der Direktion beigelegten Funktionen aus. Nach Ablauf 
dieſer zwei Jahre tritt der H. 33. in Kraft. 

Die Mitglieder der Direktion erhalten während der Bauzeit jedes jährlich 
200 Pfund Sterling für ihre Muͤhewaltung. 


e H. 60. 
Der dermaligen Direktion wird insbeſondere noch die Befugniß ertheilt, 


in die von der Staatsregierung etwa verlangte Abaͤnderung des Statuts Na⸗ 
mens der Unterzeichner deſſelben zu willigen. 


H. 61. 

Die Direktion entſcheidet uͤber den Zeitpunkt der Erbauung der im H. 2. 
erwaͤhnten Zweigbahnen, desgleichen uͤber Legung des zweiten Schienenſtranges, 
ſowie uͤber die erforderliche Vergrößerung des Betriebskapitals. 

Die hierfür erforderlichen Gelder werden in Gemaͤßheit des Beſchluſſes 
der Generalverſammlung und unter Zuſtimmnng des Königlichen Handelsmini⸗ 
ſteriums von der Direktion angeſchafft. 


Gr. 5847) u A 
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G A. 
Aktie 
der 
Cöln⸗Soeſter Eiſenbahngeſellſchaft 
„ . 
über * 


Zweihundert Thaler Preußiſch Kurant 
(dreißig Pfund Sterling). 


Der J Inhaber dieſer Aktie iſt nach Verhaͤltniß des Betrages derſelben an dem 
geſammten Eigenthume der Coͤln-Soeſter Eiſenbahngeſellſchaft und an dem 
Gewinne und Verluſte derſelben E 


e tn. 
Cöln⸗Soeſter Eiſenbahngeſellſchaft. 
Die Direktion. Eingetragen Fol. ..... 


des Aktienbuches. 


N e (Unterſchrift des Beamten.) 


B. 
Dividendenſchein 
zur 


Aktie M ...... 


der 
Cöln⸗Soeſter Eiſenbahngeſellſchaft. 


Der Inhaber dieſes Scheines empfaͤngt gegen Einlieferung 
deſſelben die auf obige Aktie fallende Dividende für das Jahr 5 
deren Betrag von der Direktion bekannt 80 wird. 

Colt, dnn 186. 


Die Direktion der Cöln⸗Soeſter Eiſenbahngeſellſchaft. 
| (L. S.) Uunterſchriften im Fakſimile.) 


EGI. 


Eingetragen in das Kupon⸗Regiſter 
(Unterſchrift des Beamten) 


N 


u 


d ©. 
Talon 
zur 
Aktie 44 
der 


Cöln⸗Soeſter Eiſenbahngeſellſchaft. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt im Jahre 186. gegen 
Einlieferung deſſelben die zur obigen Aktie GE E 
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Die Direktion der Cöln⸗Soeſter Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. ER? (Unterſchriften im Fakſimile.) 


m. 
Quittungsbogen 
l der 
Cöln⸗Soeſter Eiſenbahngeſellſchaft 


Heeerrtr!?;?;ʒ,!„ e 
hat ſich durch Zeichnung einer Aktie von zweihundert Thalern Preußiſch 
Kurant (dreissig Pfund Sterling) an der Coͤln-Soeſter Eiſenbahngeſellſchaft 
betheiligt und auf dieſen Betrag die hierunter quittirten Raten eingezahlt. Nach 
Einzahlung von 40 Prozent wird auf Verlangen, gegen Ruͤckgabe dieſes Quit⸗ 
tungsbogens, ein auf den Inhaber lautendes Aktien— Certifikat e auf 
dem über die weiteren Einzahlungen wie oben zu quittiren iſt. 


Eöln, den nn 186. 
Die Direktion der Cöln⸗Soeſter Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. 8.) (Unterſchriften.) 


(Nr. 58475848.) \ E. 


RITTER > I Zi 


Aktien⸗Certifikat 
der ! g 
Böln-Spefter Eiſenbahngeſellſchaft 
EN 


Gegen Ruckgabe des mit Quittung über die Einzahlung von achtzig 
Thalern (zwölf Pfund Sterling) verſehenen Quittungsbogens M.. i 
dieſes Aktien⸗Certifikat ausgeſtellt worden, auf dem die weiteren Einzahlungen 
zu quittiren ſind, und gegen welches, nach geſchehener Volleinzahlung des Be⸗ 
trages von Zweihundert Thalern Preußiſch Kurant (dreissig Pfund Sterling), 
die Aktie ausgehaͤndigt wird. 


on den n 186. 
Die Direktion der Cöln⸗Soeſter Eiſenbahngeſellſchaft. 
Unterſchriften.) 


(Nr. 5848.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Beſtaͤtigung der Abaͤnderungen 
des Statuts der unter der Firma „Bergbaugeſellſchaft Neu-Eſſen“ zu 
Eſſen beſtehenden Aktiengeſellſchaft. Vom 28. Maͤrz 1864. 


Des Koͤnigs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 14. Maͤrz 
1864. die von der Generalverſammlung der Bergbaugeſellſchaft Neu⸗Eſſen zu 
Eſſen am 18. Auguſt 1862. beſchloſſene, in der notariellen Verhandlung vom 
12. November v. J. enthaltene Abänderung der unter dem 4. Februar 1856. 
beſtaͤtigten Geſellſchaftsſtatuten, ſowie des am 26. April 1859. genehmigten 

Nachtrages zu denſelben zu beſtaͤtigen geruht. 

Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt den Statutaͤnderungen wird durch das 
Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Duͤſſeldorf bekannt gemacht werden. 

Berlin, den W. Maͤrz 1864. a 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
| , Im Auftrage: 


Delbruͤck. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker ) 
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